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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sonderfragen des Mittelstandes 
(24. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der DP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ordnung des Ingenieurberufes (Ingenieurgesetz) 

- Drudksache 343 - 

und den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zum Schutze der Berufsbezeichnung „Ingenieur“ 

(Ingenieurgesetz) 

- Drucksadle 439 - 


A. Bericht des Abgeordneten Lange (Essen): 


Die Vollversammlung des iBundestages hat in der 
32. Sitzung lam 28. Mai 1954 ohne Begründung und 
ohne Aussprache den von der Fraktion der DP 
eingebrachten Entwurf eines Oesetzies zur Ord- 
nung des Ingenieurberuifes (Ingenieurgesetz) — 
Drucksache 343 — und den von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurf zum Schutze der 
Berufsbezeichnung „Ingenieur“ — Drucksache 
439 — an den Ausschuß für Sonderfragen des Mit- 
telstandes federführend und an den Rechtsaus- 
schuß und den Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
mitberatend überwiesen. 

Der Rechtsausschuß i(Au'SSchuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht) hat sich als erster der mit- 
beratenden Ausschüsse geäußert. Der Ausschuß hat 
sich in den Sitzungen vom 10. November 1954 und 
vom 11. März 1955 mit den genannten Gesetzent- 
würfen befaßt und seine Stellungnahme zur Sache 
durch Schreiben seines Vorsitzenden vom 18. März 
1955 wie folgt übermittelt: 

Der Ausschuß hat die Frage, ob dem Bund eine 
Gesetzgebungszuständigkeit nach Artikel 74 
Nr. 11 GG zusteht, eingehend erörtert. Eine Ent- 


scheidung hierüber konnte jedoch dahingestellt 
bleiben. Denn der Ausschuß ist übereinstimmend 
zu dem Ergebnis gekommen, daß ein rechtspoli- 
tisches Bedürfnis für die in den Gesetzentwür- 
fen vorgesehenen Regelungen nicht bes'tehe. 

Er hat sich auf den Standpunkt gestellt, daß 
die vorhandenen Sianktionsmöiglichkeiten aus- 
reichen, um den Mißbrauch von Benuifsbezeich- 
nungen zu verhindern bzw. zu ahnden (z. B. 
§ 360 Abs. 1 Nr. 8 StGB, das Gelsetz über die 
Führung akademischer Grade vom 7. Juni 1939 
[RGBL I iS. 985], evtl, auch das Gesetz über den 
unlauteren Wettbewerb). Auch wird die Mehr- 
zahl der in Betracht kommenden Fälle als Be- 
trug qualifiziert werden können. 

Zum anderen war der Ausschuß der Auffas- 
sung, daß die Ordnung des Ingenieur- und Che- 
mikerberufs und der Schutz dieser Berufsbe- 
zeichnungen zwangsläufig dazu führen müsse, 
(auch andere Berufe in derselben Weise zu ord- 
nen und deren Berufsbezeichnungen zu schützen. 
Der Ausschuß hat keinen sachlichen Grund dafür 
festgestellt, daß eine vorzugsweise Behandlung 
der Chem'iker und Ingenieure gerechtfertigt sei. 
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Aus diesen Gründen empfiehlt der Rechtsaus- 
schuß, idie genannten Gesetzen t würfe wegen des 
Fehlens eines rechtspoMtischen Bedürfnisses ab- 
zulehnen. 

Der weitere mitberatende Ausschuß, der Ausschuß 
für Wirtschaftspolitik, hat sich durch einen Brief 
seines Vorsitzenden vom 20. Dezember 1956 gegen- 
über dem federführenden Ausschuß wie folgt zur 
Sache geäußert: 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hat in 
seiner Sitzung lam 12. Dezember d. J. die obdge 
Vorlage beraten und kam hierbei zu einer Mehr- 
heits- und Minderheitsaufifaissung. Die Mehrheit 
hat sich für die vorgeschlagene Spezialregelung 
ausgesprochen, jedoch unter der Voraussetzung, 
daß dadurch der Weg zu einer allgemieinen Rege- 
lung nicht verbaut werde. Die Minderheit war 
dagegen der Auffassung, eine spezielle Regelung 
sollte zugunsten einer allgemeinen Regelung zu- 
rückgestellt werden. Übereinstimmend legt der 
Ausschuß Wert darauf, daß die Erlangung der 
Berufsbezeichnung „Ingenieur“ durch Außen- 
seiter, Autodidakten oder durch Nachwuchs- 
kräfte aus der wirtschaftlichen Praxis der Unter- 
nehmungen nicht blockiert werde. Insotfern 
sollte eine möglichst elastische Regelung, wie sie 
in § 1 c in etwa erkennbar sei, gefunden werden. 
Es wird nahegeliegt, die vom Bundesmiinister für 
Wirtschaft im Schreiben vom 14. November 1956 
vorgetragenen Gesichtspunkte dabei besonders 
zu berücksichtigen. 

Zu dem in dem Schreiben des Rechtsausschusses 
erwähnten Schutz für die Berufsbezeichnung „Che- 
miker“ ist zu bemerken, daß von denselben An- 
tragstellern, zu deren Entwürfen dieser Bericht 
vorgelegt wird, auch Entwürfe zu einem Chemiker- 
gesetz eingebracht worden sind, über die der Aus- 
schuß für Sonderfragen des MitteLstandes die Be- 
ratungen noch nicht abgeschlossen hat und deshalb 
noch nicht berichten kann. 

Zu der Stellungnahme des Ausschusses für Wirt- 
schiaftspolitik ist festzustellen, daß dieser Ausschuß 
in seiner Sitzung am 12. Dezember 1956 schon ein 
Zwischenergebnis der Beratungen des federführen- 
den Ausschusses vorliegen hatte, auf das siich auch 
das in der 'Stellungnahme des Wirtschaftsausschus- 
ses zitierte Schreiben des BundeswirtsAafts- 
ministers bezog. 

Aus dem Schreiben des Bundesministers für 
Wirtschaft vom 14. November 1956 sei zum Ver- 
ständnis d'er obigen Stellungnahme folgendes 
zitiert: 

Ich möchte jedoch . . . die Beantwortung Ihrer 
Anfrage zu einigen grundsätzlichen Bemerkun- 
gen hinsichtlich des neuen Entwurfes, der nach 
dem Beschluß ides Ausschusses den weiteren Be- 
ratungen zugrunde gelegt werden soll, benutzen. 
In diesem Entwurf findet das Ergebnis unserer 
gemeinsamen Erörterungen gelegentlich der 
Ausschußsitzung vom 7. Mai 1956 keine Berück- 
sichtigung. Ich bedauere das, weil seinerzeit ein 


Kompromiß zwischen dem Anliegen der Initia- 
tivanträge und meinem Wunsch, iden Bedürfnis- 
sen der Wirtschaft Rechnung zu tragen, dadurch 
gegeben schien, daß in der gewerblichen Wirt- 
schaft tätige Außenseiter die Möglichkeit erhal- 
ten sollten, sich als „Werkingenieur“ zu bezeich- 
nen. Einer solchen Losung iist damals auch aus 
den Reihen des Auisschusses zugiesitimmt worden. 

Der federführende Ausschuß hat sich in einer 
Reihe von Sitzungen, deren erste im Juni 1954 und 
deren letzte im März 1957 stattgefunden hat, mit 
den Problemen dieser beiden Gesetzentwürfe aus- 
einandergesetzt. Zu diesem Zweck hat er auch »in 
seiner Sitzung am 12. Juli 1954 Vertreter folgender 
Organisationen angehört: 

Arbeitskreis der Direktoren lan Ingenieurschiulen, 
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft, 

D eu tsche r G e werks chaf tsbund , 

Deutsche Keramische Gesellschaft eV., 

Deutsche Postgewerkschaft, 

Deutschier Verband technisch- wissenschaftlicher 
Vereine, 

Deutscher Verein für Vermessungswesen, 
Gesellschaft Deutscher Chemiker, 

Verband angestellter Akademiker der chemischen 
Industrie, 

Verband selbst ändiger Ingenieure, 

Verein beratender Ingenieure, 

Verein Deutscher Ingenieure, 

Zentralverband berufsständischer Ingenieur- 
vereinigungen. 

Sow'eit es sich um Fragen aus den Entwürfen für 
ein Chemikergesetz handelt, kann auf weitere Dar- 
stellung verzichtet werden. Für ein Ingenieurgesetz 
war seitens des Ausschusses im wesentlichen die 
Frage nach dem öffentlichen Interesse entschei- 
dend. Das Vorhandensein eines öffentlichen Inter- 
esses für den Schutz der Berufsbezeichnung 
„Ingenieur“ ist nach der Meinung aller Befragten 
dadurch gegeben, daß es sich bei 'dem Beruf eines 
Ingenieurs um eine Tätigkeit handele, durch die 
Gefährdung Dritter, iSchädigung an Leib und 
Leben, dann möglich sei, wenn sie nicht auf der 
Grundlage einer ordentlichen Berufsausbildung in 
Gestalt eines einschlägigen Studiums oder entspre- 
chender praiktischer Tätigkeit erfolge. Deshalb soll- 
ten nach Meinung der Befragten nur solche Leute 
die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ führen dürfen, 
die den genannten Voraussetzungen entspr ächten. 
Hierbei sei seitens der Akademiker oder der Absol- 
venten mittlerer oder höherer technischer Lehr- 
anstalten nicht daran gedacht, Außenseiter oder 
Autoididakten auszuschließen. Es käme im öffent- 
lichen Interesse, d. h. im Interesse Dritter, nur dar- 
auf an, mit der Berufsbezeichnung „Ingenieur“ 
eben auch eine ganz bestimmte Qualifikation des 
Berufsausübenden zu gewährleisten und sichtbar 
zu machen. Es gehe also gar nicht so sehr um die 
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wenigen Fälle betrü<gerißchen Mißbnauchis akade- 
mischer Grade, soindern vielmehr darum, bei Wort- 
verbindungen, in denen die 'Berufsbezeichnung 
„Ingenieur“ enthalten sei, nicht ifalsche Vorstellun- 
gen über die sachliche Leistungsfähigkeit des Trä- 
gers solcher Berufsbezeichnungen in der Öffent- 
lichkeit zu wecken. 

Der Ausschuß hat sich dann in seiner weiteren 
Auseinandersetzung um diese Entwürfe die Frage 
gestellt, ob die gesetzliche Regelung über die Füh- 
rung einer Berufsbezeichnung in einem Einzel- 
igesetz oder in einer umfassenden Neuordnung des 
Gewerbe- und Berufsrechts wjünschenswiert sei. 
Diese Frage hat sich praktisch durch die ganzen 
Beratungen gezogen. Die umfassende Regelung in 
einem Gewerbe- und Berufsrecht ist zu Beginn der 
Beratungen von fast allen Ausschußmitgliedern 
— weil wünschenswert — bejaht worden. Jedoch 
haben die Antragsteller darauf aufmerksam ge- 
macht, daß nach ihrer Meinung mit einer gesetz- 
lichen Regelung über die Führung der Berufsbe- 
zeichnung „Ingenieur“ nicht gewartet werden 
könne, bis durch eine Neukodifikation der Ge- 
werbeordnung entsprechend dem Stande von Wirt- 
schaft und Technik — ein Auftrag dieser Art ist 
während der ersten Legislaturperiode durch ein- 
stimmigen Beschluß des Bundestages der Regie- 
rung erteilt worden — ein umfassendes Gewerbe- 
und Berufsrecht geschaffen würde. 

Der Ausschuß war sich jedoch einig, daß eine ge- 
setzliche Regelung der anstehenden Einzelfrage 
nicht eine künftige Gesamtlösung behindern oder 
gar unmöglich machen dürfe. Insoweit besteht auch 
Übereinstimmung mit der Auffassung des Aus- 
schusses für Wirtschaftspolitik. 

Für die Beurteilung der nach Meinung der Mehr- 
heit des Ausschusses erforderlichen Vorwegnahme 
der Einzelregelung war nach Auffassung der Min- 
derheit, die die Gesamt regelung wollte, eine um- 
fassende Aussprache über den ganzen Bereich des 
Gewerbe- und Berufsrechts nötig. Diese Aus- 
sprache sollte mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft geführt werden, um auch dessen Auffas- 
sungen im Ausschuß erörtern zu können. 

Eine solche Klärung der Auffassungen ist in der 
mit dem Bundesmdnister ifür Wirtschaft in der Aus- 
schußsitzung am 7. Mai 1956 geführten Aussprache 
erreicht worden. 

In 'dießer Sitzung hat darüber lEinmüt'igkeit be- 
standen, daß allen tan den Gesetzgeber herange- 
tragenen Berufsordnunigswünschien nicht entspro- 
chen werden könne. Ebensowenig könne allen 
Wünschen nach gesetzlicher Verankerung eines Be- 
fähigungsnachweises entsprochen werden. 

Wenn schon das Grundgesetz in Artikel 12 Abs. 1 
Satz 2 die Möglichkeit vorsieht, die Berufsaus- 
übung durch Gesetz zu regeln, dann kann eine 
solche Regelung immer nur unter dem Gesichts- 
punkt erfolgen, Leben und Gesundheit zu schützen 
oder unmittelbare Gefahren für andere abzuwen- 
den oder sonstige zwmgende Gründe des öffent- 


lichen Wohles zu berücksichtigen. Nicht aber kann 
für den Gesetzgeber das lausschließliche Interesse 
einer Berufsgruppe am Schutze ihrer Berufsbe- 
zeichnung entscheidend sein. 

Des weiteren war man sich einig, daß nach die- 
sen Grundsätzen eine allgemeine Regelung möglich 
sei, viele Derufsordnungswünsche dabei unberück- 
sichtigt bleiben müßten, jedoch der Ingenieurberuf 
ohne Frage zu den Berufen gehöre, die dann einer 
gesetzlichen Regelung zugeführt würden. 

Die Antragsteller haben im weiteren Verlauf der 
Beratungen ihre schon dargelegte AuffasBung ver- 
treten, gegenüber der nicht unmittelbar zu errei- 
chenden Gesamtlösung das Einzelgesetz zu verab- 
schieiden. Da die Antragsteller die Mehrheit im 
Ausischuß darstellten, ist lan der Einzellösung auf 
der Grundlage des Entwurfes der GDU/OSU ge- 
arbeitet worden. Die Frakton der DP hat sich als 
einer der Antragsteller mit diesem Verfahren ein- 
verstanden erklärt. 

Die Minderheit, die eine Gesamtlösung vorge- 
zogen hätte, hat an der sachlichen Gestaltung des 
Entwurfs mitgearbeitet, ohne ihm ihre Zustim- 
mung gegeben zu haben. Die Mitarbeit an dem 
Entwurf schien 'der Minderheit auch insoweit er- 
forderlich, als die vom gesamten Ausschuß aner- 
kannten Grundsätze in die vorliegende einzelge- 
setzliche Lösung einzuarbeiten waren und damit 
eine künftige umfaßsende Regelung nicht unmög- 
lich gemacht werden durfte. 

Mit der genannten Einschränkung hat Überein- 
stimmung darin bestanden, daß es sich bei einer 
gesetzlichen Regelung nicht darum handeln könne, 
ein Exklusiv recht zu schaffen. Es durfte also nicht 
nur den Absolventen technischer Hochschulen, von 
Bergakademiien, anderer 'deutscher wissenschaft- 
licher Hochschulen, staatlicher, kommunaler oder 
staatlich anerkannter deutscher Iingenieurschulen 
die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeich- 
nung „Ingenieur“ gegeben werden. Es mußte viel- 
mehr dem schon mehrfach zitierten Außenseiter 
oder Autodidakten die gleiche berufliche Chance 
eröffnet werden. 

Bei dieser den Außenseitern aus den Notwendig- 
keiten der wirtschaftlichen Praxis zu gewährenden 
Chance mußte allerdings verhindert werden, daß 
gegenüber den Absolventen der genannten Lehr- 
anstalten eine minderqualifizierte Gruppe von 
Ingenieuren dadurch entstand, daß den Unterneh- 
mungen oder Betrieben das Recht eingeräumt 
wurde, über Arbeits- oder Anstellungsverträge 
Bezeichnungen wie z. iB. „Werksingenieur“ oder 
„Betriebsingenieur“ zu Berufsbezeichnungen zu 
machen. Diese in solchen Arbeits- oder Anstel- 
lungsverträgen bisher üblich gewesenen Bezeich- 
nungen geben nach der Meinung des Ausschusses 
in keiner Weise die Gewähr dafür, daß ein -unter 
dieser Bezeichnung Beschäftigter ingenieurmäßige 
Tätigkeit im umfassenden Sinne ausüben könne. 

Deshalb ist für die Außenseiter bei Nachweis 
einer sechsjährigen ingenieurmäßigen Tätigkeit der 
Rechtsanspruch auf die Berufsbezeichnung „In- 
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genieur“ vorgesehen. Damit ist gewährleistet, daß 
alle unter dieser Berufsbezeichnung Tätigen in 
gleicher Weise qualifiziert sind. Dadurch wird auch 
deutlich, warum der Ausschuß schließlich nicht der 
Auffassung des Bundesministers für Wirtschaft in 
diesem Punkte gefolgt ist. Ein unabhängiger staat- 
licher Ausschuß erkennt bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen dem Außenseiter das Recht zu, die Be- 
rufsbezeichnunjg „Ingenieur“ zu führen. Es ist im 
Grunde genommen nach der Meinung des Aus- 
schusses für Sonderfragen des Mittelstandes der 
vorliegende Entwurf kein Gesetz über den Schutz 
einer Berufsbezeichnung, sondern vielmehr ein Ge- 
setz darüber, unter welchen Voraussetzungen der 
Berufsausbildung und der beruflichen Tätigkeit 
jemand einen Ingenieurberuf ausübt und damit 
das Recht zur Führung der entsprechenden Berufs- 
bezeichnung erhält. Somit soll also Irreführung 
oder Täuschung der Öffentlichkeit durch die Aus- 
übenden eines solchen Berufes verhindert werden. 

Im einzelnen ist zu dem vorliegenden Entwurf 
des Ausschusses noch folgendes zu bemerken: 


Zu § 1 

In diesem Paragraphen wird bestimmt, wer die 
Berufsbezeichnung „Ingenieur“ führen darf. Es ist 
selbstverständlich, wie in Absatz 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a festgestellt wird, daß diese Berufsbezeich- 
nung führen kann, wer den akademischen Grad 
des Diplomingenieurs erworben hat. 

Ebenso selbstvei^s ländlich ist die Bestimmung in 
Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b, die ein mit Erfolg ab- 
geschlossenes Studium technisch-naturwissen- 
schaftlicher Fachrichtung an einer deutschen wis- 
senschaftlichen Hochschule so bewertet wie das 
Studium an den in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a er- 
wähnten Instituten. 

Bei Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b hat der Ausschuß 
■auf einen Katalog entsprechender Fachrichtungen 
verzichtet, weil mit der gesetzlichen Festlegung im 
Hinblick auf künftige wissenschaftliche Erkennt- 
nisse und technisch-wirtschaftliche Notwendigkei- 
ten eine unerwünschte Schwerfälligkeit eintreten 
würde. Diese Schwerfälligkeit wird dadurch ver- 
mieden, daß der Abs. 2 dieses Paragraphen für den 
Bundesminister für Wirtschaft die Ermächtigung 
enthält, mit Zustimmung des Bundesrates eine 
Rechtsverordnung zu erlassen, die die Studien im 
Sinne von Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b im einzel- 
nen bestimmt. 

Den Absolventen einer mindestens Ssemestri- 
gen staatlichen, kommunalen oder staatlich aner- 
kannten deutschen Ingenieurfachschule wird in 
Absatz 1 Nr. 2 das Recht zuerkannt, die Berufsbe- 
zeichnung „Ingenieur“ zu führen. Auch hier tritt 
das vorerv/ ähnle Recht des Bundesministers für 
Wirtschaft ein, durch Rechts Verordnung nach Ab- 
satz 2 die technischen Fachrichtungen im einzelnen 
zu bestimmen. 

Absatz 1 Nr. 3 enthält die Außenseiterlösung. 


Absatz 1 Nr. 4 schafft für die zuständige oberste 
Landesbehörde die Möglichkeit, ohne zwischen- 
staatliche Verträge Ausbildung an ausländischen 
Schulen im Sinne dieses Gesetzes ohne Gegensei- 
tigkeit anzuerkennen. Diese Bestimmung hat der 
Ausschuß in Übereinstimmung mit der Auffassung 
des Auswärtigen Amtes aufgenommen. 

Zu § 2 

Hier wird klargestellt, wann in Wortverbindun- 
gen die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ geführt 
werden darf. Wenn also nach Auslaufen der in § 4 
vorgesehenen Fristen jemand die Bezeichnung 
„Werksingenieur“ oder „Betriebsingenieur“ führen 
will, dann muß er die Qualifikation zum Ingenieur 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes haben. 

Zu § 3 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen sind die 
notwendige Ergänzung zu § 1 Abs. 1 Nr. 3. Der 
Außenseiter muß nach diesen Bestimmungen eine 
mindestens sechsjährige ingenieurmäßige Tätigkeit 
ausgeübt haben und nachweisen. 

Absatz 1 bestimmt, daß die Berechtigung zur 
Führung der Berufsbezeichnung „Ingenieur“ durch 
einen bei der für die Wirtschaft zuständigen ober- 
sten Landesbehörde gebildeten Ausschuß auf An- 
trag zuerkannt w^erden kann. Antragsberechtigt 
sind der Bewerber oder der Arbeitgeber oder — 
bei öffentlichen Verwaltungen — der Dienstherr. 

Absatz 2 bestimmt die Zusammensetzung des 
Ausschusses, der bei der für die Wirtschaft zustän- 
digen obersten Landesbehörde gebildet werden 
muß. 

Der diesen Bericht vorlegende Ausschuß für Son- 
derfragen des Mittelstandes hat zwar darauf ver- 
zichtet, eine zahlenmäßige Begrenzung des oben- 
genannten Ausschusses vorzuschiagen, ist jedoch 
bei seiner Formulierung davon ausgegangen, daß 
der Ausschuß nicht ohne zwingende Gründe über 
die sich aus der Gruppierung der Nr. 1, 2, 3 und 4 
ergebende Zahl von acht Mitgliedern erweitert 
werden sollte. Er erwartet, daß die für die Be- 
rufung und Bestellung zuständigen Organe in den 
Ländern insoweit den Willen des Gesetzgebers be- 
rücksichtigen. 

Absatz 3 stellt ausdrücklich fest, daß nur vom 
Antragsteller eingereichte Unterlagen zur Grund- 
lage für den Nachweis Gjähriger ingenieurmäßiger 
Tätigkeit gemacht werden können. Das Ablegen 
von Prüfungen darf nicht verlangt werden. 

Zu § 4 

Diese Bestimmung gewährleistet, daß nach Ab- 
lauf der Frist von 2 Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes alle diejenigen, die die Berufsbe- 
zeichnung „Ingenieur“ 'allein oder in Wortverbin- 
dungen führen, gleichartige Voraussetzungen für 
die Berufsausübung besitzen. 
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Zu § 5 

Verstöße gegen die Bestimmungen dieses Ge- 
setzes werden als Ordnungs Widrigkeiten geahndet. 

Zu §§ 6, 7 und 8 

Diese Paragraphen enthalten die übliche Berlin- 
Klause)., in Übereinstimmung mit dem Justiz- 


ministerium die positive Saar-Klausel und den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

Bonn, den 16. Mai 1957 

Lange (Essen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 343, 439 — in 
der anliegenden Fassung mit der Überschrift , Ent- 
wurf eines Gesetzes zum Schutze der Berufs- 
bezeichnung „Ingenieur“ {Ingenieurgesetz)‘ anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 16. Mai 1957 

Der Ausschuß für Sonderfragen des Mittelstandes 


Stücklen 

Vorsitzender 


Lange (Essen) 

Berichterstatter 



Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zum Schutze der Berufsbezeichnung „Ingenieur'* (Ingenieurgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

(1) Die Berufebezeidinung „Ingenieur“ 
darf nur führen, 

1. a) wer an einer deutschen Technischen 

Hochsdiule oder iBergakademie den 
akademischen Crad eines Diplom- 
ingenieurs erworben hat, 

b) wer an einer anderen deutschen wissen- 
schaftlichen Hochschule ein Studium 
technisch-naturwlssenschafdicher Fach- 
richtung mit Erfolg abgeschlossen hat; 

2. wer das Abschlußzeugnis einer mindestens 
fünfsemestrigen staatlichen, kommunalen 
oder staatlich anerkannten deutschen In- 
genieurschule in einer technischen Fach- 
richtung erhalten hat; 

3. wer, ohne die Voraussetzungen der Num- 
mer 1 oder 2 zu erfüllen, die Berechtigung 
zur Führung der Berufs'bezeichnung „In- 
genieur“ zuerkannt erhalten hat; 

4. wer die Anerkennung einer abgeschlosse- 
nen Ausbildung an einer aus'ländischen 
Schule durch die zuständige oiberste Lan- 
desbehörde oder durch die von ihr be- 
stimmte Behörde erhalten hat. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundes rates die Studien im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b und die 
Fachrichtungen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 2 im einzelnen bestimmen. 

§ 2 

Die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ darf 
in Wortverbindungen nur führen, wer die 


Berufsbezeichnung „Ingenieur" führen darf; 
das gilt nicht für Schififsingenieure, für die in 
anderen Rechtsvorschriften eine von § 1 
Abs. 1 Nr. 2 abweichende Ausbildung vor- 
gesehen ist, und für Vermessungsingenieure, 
die das Abschlußzeugnis eines mindestens 
viersemestrigen Studiums für Vermessungs- 
ingenieure an einer der unter § 1 Abs. 1 
Nr. 2 genannten Ingenieurschulen besitzen. 

§ 3 

(1) Die Berechtigung zur Führung der Be- 
rufsbezeichnung „Ingenieur“ (§ 1 Abs. 1 
Nr. 3) ist zuzuerkennen, wenn der Bewerber 
mindestens sechs Jalhre eine ingenieurmäßige 
Tätigkeit ausgeübt hat. Die Zuerkennung 
wird auf Antrag durch einen bei der für die 
Wirtschaft zuständigen o^bersten Landes- 
behörde gebildeten Ausschuß ausgesprochen; 
antragsberechtigt sind 

1. der Bewerber, 

2. der Arbeitgeber oder der Dienstherr. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Ausschuß 
setzt sich zusammen aus 

1. dem Vorsitzenden, 

2. dem Leiter einer Ingenieurschule, 

3. je zwei Vertretern der fachlich zuständigen 
Arbeitg'dberverlbände und Gewerks chaiften; 
die Vertreter sollen Ingenieure gemäß § 1 
sein, 

4. je einem Vertreter der technlsch-wisfsen- 
schaftlichen und der berufsständischen In- 
genieurvereinigungen. 

Der Leiter der für die Wirtschaft zustän- 
digen obersten Landesbehörde erläßt die Ge- 
schäftsordnung, beruft die Mitglieder des 
Ausschusses und bestellt den Vorsitzenden. 
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Die unter Nummern 3 und 4 genannten 
Ausschußmitglieder werden auf Vorschlag 
der zuständigen Organisationen berufen. 

(3) Der Antragsteller hat Unterlagen über 
die sechsjährige ingenieurmäßige Tätigkeit 
(Absatz 1), insbesondere Urkunden oder 
Nachweise über praktische oder theoretische 
Arbeiten, vorzulegen. Die Ablegung einer 
Prüfung darf der Ausschuß nicht verlangen. 

§ 4 

Wer bei Inkraifttreten dieses Gesetzes die 
Berufsbezeichnung „Ingenieur" führt, ohne 
die Voraussetzungen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 4 zu erfüllen, darf diese Bezeichnung 
weiterführen. Dieses Recht entfällt, sofern 
nicht innerlhalb von zwei Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Antrag auf Be- 
stätigung bei dem in § 3 genannten Ausschuß 
gestellt oder wenn ein gestellter Antrag ab- 
gelehnt wird. 

§ 5 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer, oihnedaß 
die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1, des § 2 
oder des § 4 vorliegen, die Berufs^bezeich- 


nung „Ingenieur" oder eine Bezeichnung 
'führt, die In einer Wortverbindung oder 
Wortzusammensetzung das Wort „Ingenieur" 
enthält. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt im Saarland erst vom 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repulbllk 
zur Regelung der Saarfrage (Saarvertrag) 
vom 27. Oktober 1956 i(Bundesgesetzbl. II 

5. 1587) an. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


7 



